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Editorial

Eine der größten Taten der Klassiker war es, daß sie 
ohne jede Entmutigung au f den Aufstand verzichteten, 
als sie die Lage verändert sahen.
Sie sagten eine Zeit des nochmaligen Aufschwungs 
der Unterdrücker und Ausbeuter voraus 
und stellten ihre Tätigkeit darauf um.
Und weder ihr Zorn gegen die Herrschenden wurde geringer, 
noch ließen ihre Anstrengungen, sie zu stürzen, nach. 
(Bertolt Brecht, Me-Ti/Buch der Wendungen)

Der Bundesparteitag wird zeigen, ob die SPD Anstrengungen zur »Erringung der Opposi- 
tionsfähigkeit«, wie Detlev Albers in spw 19 die Aufgaben nach der Wahlniederlage von 
1983 über schrieb, gemacht hat. Daß solche Anstrengungen sich nicht nur auf eine Ab
grenzung von und Opposition gegen eine konservative Regierung mit skandalumwitterten 
Ministem und hämischen »Freunden« in Bayern beschränken darf, hat man in der Partei 
offensichtlich begriffen. Denn das rege Treiben in den Kommissionen der Partei hat eine 
Menge Papiere — Strategiepapiere — hervorgebracht, die auf dem bevorstehenden Par
teitag diskutiert und beschlossen werden sollen. Sie sollen das neue Profil der Sozialdemo
kratischen Partei abgeben und Wege aufzeigen, wie die abgesteckten Ziele erreicht werden 
können. Die Untersuchung dieser neuen programmatischen Aussagen muß allerdings un
ter dem Gesichtspunkt der Erringung der Oppositionsfähigkeit stattfmden. Und das heißt 
unter vielem anderen, aber zu allererst, ob die SPD ihre bisherige politische Praxis sowohl 
im Hinblick ^uf ihre Inhalte wie im Hinblick auf deren Umsetzung kritisch analysiert und 
Konsequenzen gezogen hat; ob sie zur Entwicklung von zusammenhängenden Alternati
ven zur etablierten konservativen Politik bereit und in der Lage ist, und ob sie sich dafür 
die Anregungen aus dem konservativen oder aus dem — freilich unbequemen — linken 
(auch dem grün-alternativen) Lager holt.

Die Sozialdemokratie ist keine hegemoniale Kjaft in der Bundesrepublik. Die Frage, 
welche sie sich auf dem Parteitag selbst stellen muß, richtet sich genau auf diesen Punkt: 
wie kann die SPD eine hegemoniale Politik entwickeln, eine Politik, die folglich nicht 
mehr nur den Akt der Stimmabgabe als wesentlichste pohtische Handlung und Willensäu
ßerung der Bevölkerung (und der Parteimitglieder) begreift und die damit auf die Delega
tion von politischer Verantwortung an die Bürger orientiert. Die Anstrengungen der Par
tei, in diese Richtung zu gehen, schließen eine klare Programmatik, deutlich konturierte 
Positionen also, ebenso ein wie eine politische Strategie, die die Umsetzung dieser Positio
nen in einem konservativen Land (nicht nur einem konservativ regierten Land) zum Ge
genstand macht. Es reicht nicht, alte Konzepte neu zu verpacken und selbst die Ver
packung second hand zu besorgen.

In zentralen Politikfeldern, wo es gilt, sowohl den inneren Zusammenhalt der Partei 
über Loyalitäten hinaus mit inhaltlicher Substanz zu stabilisieren, als auch gegenüber den 
sozialen Bewegungen als gesellschaftlich organisierende Kraft und gewichtige parlamenta
rische Opposition an Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen, muß die SPD in den nächsten 
Monaten deutliche Signale setzen. Solche Politikfelder sind insbesondere die Wirtschafts
und Friedenspolitik.



Im Schwerpunkt des vorliegenden Heftes kritisiert in aller gebotenen
Schärfe und Eindeutigkeit das sogenannte »Ehrenberg-Papier« zur Wirtschaftspolitik, 
das auf dem Parteitag Diskussionsgrundlage für eine Zwischenbilanz sein soll. Kisker 
kommt zu dem Ergebnis, daß das Papier eher dazu angetan wäre, Vorurteile über die wirt
schaftspolitische Inkompetenz der SPD zu festigen. Die Gewerkschaften dürften jeden
falls darin keine Hilfestellung für ihre gegenwärtigen Kämpfe erblicken können.

Vor dem Hintergrund des Scheitems der SPD als Regierungspartei, aber auch schon des 
prinzipiellen Scheitems sozialdemokratischer Reformpolitik der 70er Jahre, gibt es eine in
ner-marxistische Diskussion um die innerhalb der SPD vertretenen Strömungen. Kurt 
Neumann und Andreas Wehr versuchen eine genauere Bestimmung des Begriffs »Refor
mismus«, indem sie sich mit der Kritik des SHB an den »Herforder Thesen« in diesem Zu
sammenhang auseinandersetzen. Sie legen damit Gmndlagen für die Einschätzung der an
laufenden Programmdiskussion. Dies wiedemm ist die Voraussetzung für eine Bestim
mung der Anknüpfungspunkte und Eingriffsmögüchkeiten linker Sozialdemokraten.

In einem ähnlichen Zusammenhang, nämlich dem des Reformismus der schwedischen 
Sozialdemokratie und ihrem Verhältnis zum Staat, steht der Aufsatz von Sven-Eric Lied
man, einem schwedischen marxistischen Theoretiker. Das Studium der schwedischen Si
tuation gibt Anregungen auch für die hiesigen innerparteilichen Debatten um Krisenlö- 
sungsstrategien.

Von der Einschätzung der veränderten Position der SPD zum NATO-Beschluß hängt 
für die Friedensbewegung in den kommenden Monaten viel ab. Bertram Sauer und Olaf 
Scholz äußern sich skeptisch dazu, ob sich die SPD tatsächlich in der Frage der Sicher
heitspolitik grundsätzlich bewegt hat. Ihrer Auffassung nach hängt es jetzt von der Ent
wicklung einer inhaltlich ausgewiesenen Konzeption und politischen Strategie der Frie
densbewegung wesentlich ab, ob sich die SPD auf dem eingeschlagenen Pfad weiter nach 
vorn bewegt. Die Aktionskonferenz im Febmar hat Ansätze für die Aufrechterhaltung 
der Breite und damit auch des außerparlamentarischen Drucks der Friedensbewegung ge
zeigt.

Günter Gaus, engagierter Verfechter einer Weiterentwicklung der Beziehungen zur 
DDR und der Entsparmungspolitik, spricht sich in einem Interview mit spw sehr deutlich 
gegen die Stationiemng der amerikanischen Raketen aus. Auch wenn Gaus wenig optimi
stisch im Hinblick auf die Durchsetzung westeuropäischer Interessen gegenüber den USA 
ist, so plädiert er doch vor allem für »öffentliches Nachdenken« der SPD angesichts der 
Stockholmer Konferenz über eine Wiederaufnahme der Entspannungspolitik und eine 
Reform der Blöcke, die er allerdings gleichzeitig als stabilisierendes Moment in den gegen
wärtig angesparmten West-Ost-Beziehungen betrachtet.

Außerhalb des Schwerpunkts, aber eng mit ihm verbunden, thematisieren Hans Willi 
Weinzen, Franz Walter und Josef Hindels Aspekte der Geschichte der Arbeiterbewegung 
in Deutschland und Österreich.

Hans-Gert Hofschen und Michael Jung geben methodische Hinweise zur Erarbeitung 
regionaler Wirtschaftsprogramme und ergänzen damit unsere Buch Veröffentlichung (SH 
4) zu diesem Thema.

Christoph Butterwegge stellt Thesen zur Perspektive der Friedensbewegung zur Diskus
sion, welche auch in den kommenden Heften geführt werden muß. Christiane Rix



Verlagsmitteilungen 

Broschüre zur 35-Stunden-Woche

Der 5pw-Verlag unterstützt auch publizistisch den gewerkschaftlichen und politischen 
Kampf für die 35-Stunden-Woche. Gerade erschienen ist bereits die 2. Auflage einer Bro
schüre der Kollegen Gerhard Bäcker und Gerhard Bispinck zur Forderung nach der 35- 
Stunden-Woche. Die Verfasser, wissenschaftliche Mitarbeiter am Wirtschafts- und Sozial
wissenschaftlichen Institut (WSI) des DGB, belegen in dem gut verständlichen Argwmen- 
tationsleitfaden, warum der Kampf um die 35-Stunden-Woche einer der zentralen Eman
zipationsschritte der Arbeiterbewegung ist. Ihre Themen sind; Entwicklungsperspektiven 
des Arbeitsmarkts, Rationalisierung und Leistungsdruck, Freizeit und Familie, Humani
sierung der Arbeit, Kritik der Unternehmerargumente, flexible Arbeitszeitformen und Le
bensarbeitszeitverkürzung, Notwendigkeiten des vollen Lohnausgleichs. Ihr Resümee 
wird im Vorwort von Hans Janßen, Mitglied im Geschäftsführenden Hauptvorstand der 
IG Metall, unterstrichen: Gesellschafts- und beschäftigungspolitisch gibt es zur 35-Stun
den-Woche mit vollem Lohnausgleich keine Alternative.
Die Broschüre kostet im Buchhandel 9,- DM, der Organisationspreis auf Veranstaltungen 
der DGB-Gewerkschaften und der SPD beträgt 6,- DM.
(79 Seiten, br., ISBN 3-922489-05-2

Wieder lieferbar: Hindels, Marxismus und Gegenwart

Einzelbestellungen und Anforderungen der Vertriebsagenten können wieder erledigt wer
den: Das Buch des ¿pw-Mitherausgebers Josef Hindels (144 Seiten br.) kann zum Organi
sationspreis von 6,- DM zzgl. Versand über unseren Vertrieb (Libellenstraße 6a, 1000 Ber
lin 38, Tel. 030/8033429) bezogen werden.
Der Band hat sich bereits als Material bei Schulungen und für Bildungsabende bewährt. 
Weitere für die Bildungsarbeit geeignete Publikationen im 5/?w-Verlag sollen Ende 1984 
und 1985 im Rahmen einer Schulungsreihe folgen.



Bertram Sauer und Olaf Scholz 

Aspekte sozialistischer Friedensarbeit

1. Bilanz der Friedensbewegung
Die Diskussion um die Perspektiven der Friedensbewegung ist allerorten nach dem Begirm 
der Stationierung von Pershing II und Cruise Missiles heftig entbrannt. Wenn Jungsoziali
sten sich an dieser Diskussion beteiligen, müssen sie vor allem von zwei Grundvorausset
zungen ausgehen, nämlich zum einen von den in der Friedensbewegung selbst entwickel
ten inhaltlichen Schwerpunkten, Strategieansätzen und Aktionsformen, zum anderen von 
den Bedingungen, die durch die zunehmend aggressivere Strategie der USA gesetzt wer
den.

Kristallisationspunkt des Widerstandes der Friedensbewegung wurde schon kurz nach 
dem Natobeschluß vom 12. Dezember 1979 der Appell des Krefelder Forums, der die 
Aufforderung an die Bundesregierung enthielt, die Zustimmung zur Stationierung von 
Pershing II und Cruise Missiles zurückzuziehen, und der dieses Problem damit in den Mit
telpunkt der politischen Auseinandersetzung rückte. Die inzwischen fast 5 Millionen Un
terschriften, die unter diesem Aufruf gesammelt wurden, die Wiederbelebung der Oster
marschbewegung und die beiden großen Friedensmanifestationen vom Oktober 1981 und 
Juni 1982 in Bonn unterstreichen die Veränderungen in der politischen Kultur der Bundes
republik durch den Kampf der Friedensbewegung, insbesondere angesichts der zahllosen 
Initiativen in allen gesellschaftlichen Bereichen und der Fülle von dezentralen Aktivitäten. 
Die Aktionswoche der Friedensbewegung vom 15.-22. Oktober 1983 schließlich führte 
nicht nur zu der bisher größten Massenmobilisierung in der Geschichte der BRD, sondern 
trug die Auseinandersetzung um friedenspolitische Fragen in alle bisher festgefügt ge
glaubten Bereiche etablierter Außen- und Sicherheitspolitik. Der über fast drei Jahrzehnte 
zur Staatsdoktrin gewordene militärpolitische Konsens in der BRD wurde so aufgebro
chen.

Die Friedensbewegung wurde im Zuge dieser Entwicklung zu einer Volksbewegung. 
Das Nein der SPD zur sogenannten »Nach«-Rüstung und ihre Beteiligung an der Ak
tionswoche im Herbst wie auch die Teilnahme des DGB sind ein wichtiger Ausdruck da
für.

Obwohl der Beschluß des Bundestages vom 22.11.1983 und der unmittelbar darauf fol
gende Beginn der Stationierung eine Niederlage für die Friedensbewegung darstellen, kön
nen üire Erfolge im politischen Prozeß der letzten vier Jahre nicht ignoriert werden. Ein 
Anlaß zur Resignation besteht deshalb nicht. Denn vom Auf greifen dieser Erfolge und ih
rer wenngleich nicht bruchlosen Fortsetzung hängt es ab, ob und inwieweit die Friedens
bewegung in der Lage sein wird, in den voraussichtlich dreijährigen Stationierungsprozeß 
wieder einzugreifen und politische Bedingungen herbeizuführen, unter denen er gestoppt 
und rückgängig gemacht werden kann.

2. Die Position der SPD
Genauso wie in den Gewerkschaften, deren Bundesvorstand der DGB-Jugend noch 1981 
verboten hatte, zur Bonner Demonstration am 10.10. aufzurufen, ist der Meinungswandel 
in der SPD beträchtlich. Die neue Position der Sozialdemokratie ist Resultat der Stärke 
der Friedensbewegung sowie ihres Einflusses auf die SPD-Basis und der Arbeit der SPD-



Linken. Die Änderung der SPD-Position ist kein rein taktisches Manöver der Partei, iim 
die drohende Isolierung von der eigenen Wählerbasis aufzufangen. Vielmehr hat die in
nerparteiliche und öffentliche Diskussion zu einem realen Bewußtseinswandel an der 
SPD-Basis geführt, dem die Parteiführung nur so lange widerstehen konnte, wie die Soli
darität vieler Sozialdemokraten zur Duldung der Schmidt/Genscher-Politik mißbraucht 
wurde.

Dennoch muß vor Illusionen gewarnt werden. Auch die neuen Beschlüsse der SPD be
wegen sich noch in der Logik des Nato-Doppelbeschlusses. Es fehlt jeder Ausdruck von 
Selbstkritik in bezug auf die bisherige Parteilinie. Das »Nein« zur Stationierung wurde 
nicht begründet mit dem in der Friedensbewegung unumstrittenen Charakter der US-Ra
keten als Erstschlagswaffen sowie der Kriegsführungs- und Regionalisierungsstrategie der 
USA, sondern mit dem unzulänglichen Vorgehen der Verhandlungspartner in Genf. Das 
alles wäre vor dem Hintergrund der historischen Verantwortung der SPD für den Nato- 
Beschluß zwar ärgerlich, aber für die weitere Entwicklung der Friedensbewegung weniger 
bedeutend, würde die SPD sich ansonsten konsequent gegen die Stationierung wenden.

Allem Anschein nach ist die SPD-Führung der Auffassung, daß das Nein der SPD im 
Bundestag die wesentliche Widerstandshandlung der Sozialdemokratie bleiben soll. Eine 
genaue Analyse des Parteitagsbeschlusses, aber auch der Parteitagsrede des SPD-Frak- 
tionsvorsitzenden H. J. Vogel ergibt, daß die SPD sich neben der Ablehnung der Stationie
rung im wesentlichen auf durchaus wichtige Forderungen nach Verhandlungen über Free- 
ze, Sicherheitspartnerschaft und die Errichtung einer atomwaffenfreien Zone beschränkt. 
Auch diesen Forderungen und Absichtserklärungen fehlt die Erklärung, daß eine SPD in 
der Regierung von den USA einen Abbau der stationierten Raketen fordern will. Es fehlt 
neben den Forderungen aber der erkennbare Wille, sich an außerparlamentarischen Akti
vitäten gegen die Raketenstationierung zu beteiligen. Zur Friedensbewegung, in der die 
SPD nun mitarbeiten mußte, ist dem Parteitag — und das auch erst auf Druck der Partei
linken — nur eingefallen:

»Die SPD wird, wie schon bisher, diejenigen unterstützen und gegen Diffamierungen und Kri
minalisierungen in Schutz nehmen, die unter der Beachtung der politischen und rechtlichen 
Grenzen, die jeder Einflußnahme auf die politische Willensbildung der Verfassungsorgane ge
zogen sind, in diesem Sinne um das Bewußtsein unseres Volkes und um die verantwortliche 
Entscheidung derer ringen, die nach unserer Ordnung die Entscheidungen zu treffen haben«.

Weder in diesem Beschluß noch in der Rede des Fraktionsvorsitzenden wird die offizielle 
Beteiligung der SPD an den Aktivitäten der Friedensbewegung angekündigt. Sie ist auch 
bisher unterblieben. Wichtig ist, daß der Einfluß der Parteirechten um Hans Apel sich 
nicht nur auf jene 13 Stimmen beschränkt, die auf dem Parteitag gegen die neue SPD-Po
sition gestirmnt haben. Er erstreckt sich eher auf mindestens 4ie Hälfte der Partei. Der 
Einfluß der Parteirechten läßt befürchten, daß die Forderung nach einem einseitigen Ab
bau der US-Raketen-Vorrüstung iimerparteilich nur schwer durchsetzbar sein dürfte.

Von dieser Seite droht auch noch anderes Unheil: Der SPD-Parteitag hat zudem be
schlossen, neue Strategien zu entwickeln, die das Konzept atomarer Abschreckung über
flüssig machen. Bereits im Mai 1984 sollen Grundentscheidungen getroffen werden. Es ist 
zu befürchten, daß ein innerparteilicher Kompromiß auf die Ersetzung atomarer durch 
konventionelle Systeme hinausläuft.



3. Inhaltliche Schwerpunkte im Friedenskampf
Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung um Krieg und Frieden muß auch nach dem er
folgten Beginn der Stationierung die Auseinandersetzung um Pershing II und Cruise Mis
siles als vorerst gefährlichste Waffen der Menschheitsgeschichte stehen. Dies ist nicht Ein
fallslosigkeit, etwa nach dem Motto: Wenn die Friedensbewegung schon einmal 75% der 
Bevölkerung gewonnen hat, dann braucht ihr ja weitergehend nichts »besseres« einzufal
len, als diese 75% zu halten. Demgegenüber ist festzustellen, daß trotz weitergehender 
sichtbar gewordener Optionen der USA (Air Land Battle, Rogers Plan) die Tatsache, über 
diese neuen Waffen verfügen zu können, das Kernstück der Kriegführungsstrategie der 
USA, wie der NATO insgesamt, bleibt. Damit sollen aggressive Strategien, wie sie z.B. in 
Air Land Battle niedergelegt sind, keineswegs verharmlost werden; allerdings ist nicht zu 
übersehen, daß eine Verwirklichung des menschenverachtenden Konzepts des führbaren 
und gewinnbaren Atomkrieges auf absehbare Zeit mit neuen Waffen möglich ist.

Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, erscheint die gewoimene Mehrheit gegen die 
Stationierung in einem ganz anderen Licht. Gelingt es der Friedensbewegung, diese Mehr
heit zu festigen, kann die durch die Bundestagsmehrheit und die hinter ihnen stehenden 
Kräfte erfolgreich betriebene Stationierung einem Pyrrhus-Sieg für die herrschende Mili
tärdoktrin gleichkoirmien. Hier liegt unserer Meinung nach der konkrete Ansatzpunkt für 
das weitere Vorgehen der Friedensbewegung. Wenn die Bedrohung, vor der sie jahrelang 
gewarnt hat, eingetreten ist, wird sie genau an diesem Punkt ihre Anstrengungen vervielfa
chen müssen. In diesem Sinne ist die vielerorts diskutierte Parole: Es bleibt beim Nein zu 
Pershing II und Cruise Missiles, keine Phantasielosigkeit, sondern nach wie vor Dreh- und 
Angelpunkt zur Durchbrechung der Strategie des Imperialismus.

Wollen wir an der bisher zentralen Forderung der Friedensbewegung festhalten, so 
kann das keinesfalls ein Verschließen gegenüber Weiterentwicklungen von Positionen der 
Friedensbewegung bedeuten. Zunächst wäre hier die prinzipielle Ablehnung von Atombe
waffnung zu nennen und die daraus heryorgehende Forderung nach Einrichtung einer 
atomwaffenfreien Zone in Europa zu thematisieren. Hier muß die Frage erlaubt sein, ob 
im Rahmen atomarer Abschreckung, angesichts der Ausnutzung eben dieser Ab
schreckung durch die NATO unter Führung der USA, die Durchsetzung ihres atomaren 
Erstschlagskonzepts zur längerfristigen Friedenssicherung noch tauglich ist bzw. je gewe
sen sein konnte. Angesichts von Konzepten amerikanischer Militärstrategen, mit denen 
die Kriegsführungsfahigkeit erlangt werden soll (so z.B. »Airland Battle 2000« und die 
Heeresdoktrin »Field Manual 100-5«), und der zur Umsetzung dieser Konzepte bereits 
eingeleiteten Rüstungsprojekte auf konventionellem, chemischem und atomarem Gebiet 
muß sich die Friedensbewegung diesen Problemen stellen. Dieser Kampf wird sich dann 
zugegebenermaßen nicht nur auf die Ablehnung einzelner Waffensysteme konzentrieren 
können, sondern muß die militärpolitische Strategie der USA und der gesamten NATO 
vollständig im Auge haben. So formuliert der Bonner Koordinationsausschuß der Frie
densbewegung in einer Presseerklärung vom 17.11.1983:

»Ein Nein zur Nachrüstung darf angesichts des Air-Land-Battle-Konzeptes mit dem Ziel der 
Erlangung der Kriegsführungsfähigkeit nicht mit einem bedingungslosen Ja zur NATO gekop
pelt werden. Ein bedingungsloses Ja zur NATO bedeutet die Fortsetzung des militärischen Rü
stungswahnsinns und die Mitschuld an der militärischen Unterdrückung von Ländern in der 
Dritten Welt. Der Beginn der Stationierung von Erstschlagswaffen wird für alle Teile der Frie
densbewegung eine Voraussetzung sein, über den Widerstand gegen Atomwaffen hinaus die 
Umwandlung der NATO in ein Instrument zur Kriegsführung zu bekämpfen.«



Hier wird längerfristig auch die Frage der militärischen Integration der BRD in die NATO 
auf der Tagesordnung stehen. Angesichts der amerikanischen Interessen in der NATO 
steht die Friedensbewegung vor der Überlegung, entweder eine Integration des Territori
ums und der Streitkräfte der BRD in solche Konzepte hinzunehmen, mit dem Risiko des 
Untergangs der bundesdeutschen, wenn nicht der gesamten europäischen Bevölkerung,

, oder eine grundsätzlich ^dere  Strategie auch außerhalb der militärischen Allianz zu ent
wickeln. Deshalb steht die militärische Integration der BRD in die NATO nicht nur für die 
Teüe der Friedensbewegung außerhalb der SPD zur Disposition, sondern muß auch bei 
der innerparteilichen Erarbeitung von neuen Strategien zur Sicherheitspolitik diskutiert 
werden.

4. Strategie

Bei der Diskussion um die zukünftige Entvwcklung der Friedensbewegung tauchen häufig 
Vorschläge auf, die von der eigentlichen Orientierung ablenken:
— die Supermachttheorie, die verkennt, daß die Ursache der Aufrüstung in der aggressiv

imperialistischen NATO-Strategie zu suchen ist;
— die Forderung nach dem Austritt aus der NATO, die aktuell völlig unrealistisch ist und 

den Rechtskräften nützt, die nur zu gerne anstatt über US-Raketen und Aufrüstung 
über die NATO-Mitgliedschaft diskutieren, da ihnen zumindest gegenwärtig noch die 
Zustimmung der Mehrheit der Bevölkerung zur NATO sicher ist.

Angesichts der Bevölkerungsmehrheit für die zentrale Forderung der Friedensbewegung 
(s.o.) und der militärischen Bedeutung der Stationierung für das NATO-Konzept täte sie 
gut daran, diese auch weiterhin in den Mittelpunkt ihrer Aktivitäten zu stellen, wenn sie 
nicht zur Bedeutungslosigkeit herabsinken will. Unserer Meinung nach spielt dabei das 
Bündnis zwischen Arbeiter- und Friedensbewegung eine herausgehobene Rolle. Wir mei
nen damit nicht jene aus Phantasielosigkeit oder strategischer Hilflosigkeit oft im Munde 
geführte Plattitüde, sondern das Zusammenführen beider Bewegungen in konkreten poli
tischen Kämpfen. Wie die in den vergangenen Jahren von den sozialistischen Kräften in 
der Friedensbewegung schon hervorgehobene Bedeutung von Rüstung und Sozialabbau 
»als zwei Seiten einer Medaille«, so muß im Jahr 1984 die Auseinandersetzung um die 35- 
Stunden-Woche für die Friedensbewegung an Bedeutung gewinnen. Auch weim ein un
mittelbarer inhaltlicher Zusammenhang zwischen den Forderungen der Friedensbewegung 
und der Forderung auf Arbeitszeitverkürzung, auf 35 Wochenstunden bei voUem Lohn
ausgleich, nicht besteht, stellt dieser sich doch an der Veränderung des gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisses zu Ungunsten der Rechtskräfte in diesem Lande her. Gelingt es der 
Arbeiterbewegung in der Auseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche nicht, eigene 
Kampferfahrungen zu entwickehi, so ist sie auch nicht in der Lage, diese Kampferfahrun
gen in die Konfrontation um Raketenstationierung oder Abrüstung einzubringen. Begreift 
die Friedensbewegung den Kampf um die 35-Stunden-Woche nicht als eine gesellschaftli
che Auseinandersetzung, so riskiert sie das weitere Vordringen der Rechtskräfte, was sich 
nicht zuletzt auf die Entscheidungen um Hoch- oder Abrüstung auswirken dürfte.

Wenn es der Friedensbewegung in den letzten Jahren gelungen ist, den herrschenden 
Konsens in außen- und sicherheitspolitischen Fragen zu durchbrechen, dann besteht eine 
weitere wichtige strategische Aufgabe für sie in der Durchbrechung dieser Hegemonie der 
Rechtskräfte insgesamt. Die Durchbrechung dieser Hegemonie ist nicht zuletzt eine zu zie
hende Lehre aus der Wahlentscheidung vom 6. März 1983. Hier führte die nicht einmal in



Frage gestellte Hegemonie der Rechtskräfte in nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen, 
trotz schon vorhandener Bevölkerungsmehrheit gegen die Raketenstationierung, dazu, 
daß auch diese für die Rechtskräfte durchsetzbar wurde. Gelingt es, die zum größten Teil 
noch isoliert voneinander operierenden fortschrittlichen Bewegungen gegenüber den 
Rechtskräften zusammenzuführen, kann dies eine entscheidende Komponente für den 
Kampf der Friedensbewegung werden. Deren Erfolg hängt nicht nur von ihr allein ab, 
sondern auch von den inhaltlichen und strategischen Beiträgen bzw. Verknüpfungen, die 
sie mit anderen sozialen Bewegungen einzugehen bereit ist, ohne daß der eigenständige 
Charakter der einzelnen Bewegungen dabei verlorengeht.

Eine solche Strategie wird keineswegs ohne den Widerstand der Rechtskräfte bleiben. 
Der für die Rechtskräfte verlorengegangene Konsens in der Militärpolitik wird nun keines
wegs preisgegeben. Die Vorgänge in der zweiten Hälfte des Jahres 1983 lassen auf zwei 
Gefahren in diesem Zusammenhang aufmerksam werden: Zum einen ist dies die nach wie 
vor bestehende Kriminalisierungs- bzw. Diskriminierungsgefahr der Friedensbewegung 
durch die Rechtskräfte, wie sie deutlich wurde im Zusammenhang mit Aktionen des zivi
len Ungehorsams insbesondere von Blockaden, aber auch am Abbau von demokratischen 
Rechten insgesamt, die in einem zunehmenden Maß gegen engagierte Friedenskräfte ge
richtet sind. Teilweise werden dabei traditionelle Instrumentarien staatlicher Repression 
auch auf Mitglieder der Friedensbewegung ausgedehnt, teilweise werden ki diesem Zu
sammenhang neue geschaffen, wie z.B. das Demonstrationsrecht. Zum anderen spielt hier 
aber der auch in der Friedensbewegung latent vorhandene Antikommunismus, eine Rolle 
bei der Wiederherstellung des militärpolitischen Konsenses durch die Rechtskräfte. Nach
dem es der Friedensbewegung gelungen war, den aggressiven Charakter der US-Militär- 
strategie ins Blickfeld zu rücken, blieb den Rechtskräften kaum noch ein anderes Instru
ment, als auf antikommunistische Strickmuster zu verfallen. Bei den mittlerweile erfolgten 
Gegenmaßnahmen der Warschauer Vertragsstaaten könnte diese Argumentation eine 
neue Dynamik entfalten, wenngleich aktuell zu beobachten ist, daß die NATO-Regierun- 
gen im Zusammenhang mit den sowjetischen Gegermiaßnahmen versuchen, die Herstel
lung des Konsenses durch ein Herunterspielen der Gefahr des von ihnen initiierten atoma
ren Wettrüstens zu erreichen.

Die hier kurz skizzierten Gefahren machen deutlich, daß die Friedensbewegung keines
wegs eine Art Blankoscheck zur Herstellung eines alternativen sicherheitspolitischen Kon
senses verfügt. Die in der Bevölkerung vorhandene Mehrheit gegen die Raketenstationie
rung muß immer wieder neu erkämpft und gefestigt werden.

Alle Aktionen der Friedensbewegung müssen deshalb danach beurteilt werden, ob die 
vorhandene Mehrheit gegen die Raketen zur politisch handlungsfähigen Mehrheit wird. 
Demonstrationen, Menschenketten, gewaltfreie Blockaden und befristete Fastenaktionen 
sind verschiedene Möglichkeiten, den Protest auszudrücken. Bei allen Aktionen gilt das 
Prinzip der Gewaltlosigkeit. Sie müssen in der Bevölkerung verankert und vermittelt wer
den können. Sicher ist aber auch, daß die Friedensbewegung ilire volle Wirksamkeit nur in 
massenhaften Protesten entfalten kann.

In der nächsten Zeit werden vor allem zwei Aktionen die Friedensbewegung bestinmien 
müssen: die Ostermärsche sowie die Kampagne für eine selbstorganisierte Volksbefra
gung. Letztere bietet die Möglichkeit, den massenhaften Protest der Bevölkerung zu do
kumentieren und möglichst viele Menschen in die Aktionen miteinzubeziehen.


